
Nummer 65 | Montag, 6. März 2017Tirol4

Lawinensituation
in Tirol

Allgemeine Gefahrenstufe

W
ei

te
re

In
fo

rm
at

io
ne

n
au

fl
aw

in
e.

tir
ol

.g
v.

at

Entwicklung der letzten Tage

Für den Wintersportler
herrscht oberhalb etwa
2000 m eine zum Teil recht
heikle Lawinensituation
bei erheblicher Lawinen-
gefahr. Darunter ist diese
meist gering.
Am vergleichsweise un-
günstigsten sind die Ver-
hältnisse derzeit in den
Regionen entlang des Al-
penhauptkammes, in Ost-
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tirol und den südlichen Aus-
läufern der Tuxer Alpen, wo
es bei Sturm am meisten ge-
schneit hat.

Kurzmeldungen

Deutsche stürzten
in Gletscherspalte

Diebesgut fand
sich auf Flohmarkt

Ski traf Sechsjährige am Kopf
Sölden – Kurios: Ein Deut-
scher fuhr gestern im nicht
gesicherten Skiraum am
Rettenbachferner in Söl-
den und stürzte dabei drei
Meter tief in eine Glet-
scherspalte. Ein anderer
deutscher Skifahrer folgte
offenbar seiner Spur und
stürzte ebenfalls in die
Spalte. Aber 15 Meter. Er er-
litt Knieverletzungen. (TT)

Innsbruck – Eine Aserbai-
dschanerin wollte Sams-
tagvormittag auf einem
Innsbrucker Flohmarkt
originalverpackte Gegen-
stände verkaufen. Im Zuge
von Ermittlungen konnten
mehrere Gegenstände als
gestohlen zugeordnet wer-
den. Der Wert des Diebes-
guts liegt im fünfstelligen
Eurobereich. (TT)

Söll – Samstagnachmittag
fuhr ein 12-jähriger Deutscher
in der „Skiwelt Wilder Kaiser“
mit dem Sessellift bergwärts.
Während der Fahrt löste sich
ein Ski und traf eine sechs-
jährige Austauschschülerin
aus Mexiko. Das Mädchen er-
litt dadurch schwere Schnitt-
wunden am Kopf und an der
Hand. Nach der Erstversor-
gung wurde das Kind ins BKH
Kufstein gebracht. (TT)

Ein 12-Jähriger hatte am Sessellift
seinen Ski verloren. Symbolbild: Böhm

Die Waldarbeit ist oft lebensgefährlich, trotzdem herrschen wegen Lohn- und Sozialdumpings oft unzumutbare
Zustände. Vor allem Firmen aus den osteuropäischen EU-Staaten drücken die Preise. Foto: iStock

Forstarbeiter leiden
unter Sozialdumping

Innsbruck – Bereits im Som-
mer gab es einen Aufschrei
der Wirtschaftskammer wegen
Billigstforstarbeitern aus Ru-
mänien und Bulgarien. Es geht
um Lohn- und Sozialdumping.
Die Kammer forderte ein Um-
denken von Gemeinden und
Bundesforsten. Ende Oktober
wurden dann bei Holzbrin-
gungstätigkeiten im Wattental
unzumutbare Zustände aufge-
deckt. Das Arbeitsinspektorat
schritt ein, doch der Fall zeigt
die Machtlosigkeit der Behör-
den auf.

Bei der Überprüfung wur-
de bekannt, dass das rumäni-
sche Unternehmen im Auftrag
der Österreichischen Bun-
desforste auf Werkvertrags-
basis die Arbeiten mit seinen
Beschäftigten durchführte.
Alle Arbeitnehmer waren in
Rumänien versichert. Laut
einem jetzt vorliegenden Be-
richt des Sozialministeriums
im Zusammenhang mit einer
parlamentarischen Anfrage
von FP-NR Peter Wurm haben
zwei Arbeitsinspektoren Über-
tretungen der Arbeitnehmer-
schutzvorschriften festgestellt.
Behördenrelevante Informa-
tionen über einen allfälligen
Sozialbetrug haben sie an die
Finanzpolizei weitergeleitet.

Die Behörde drängte auch
auf eine unverzüglicheVerbes-
serung der Arbeitssituation,
doch dazu kam es nicht mehr:
Die Arbeiten durch das rumä-
nische Unternehmen wurden
nämlich umgehend beendet.

Jetzt schlägt der grüne Klub-
chef Gebi Mair Alarm: Die Si-
tuation vieler Forstarbeiter
in Tirol sei „dramatisch“ und
nur vergleichbar mit der pre-
kären Situation vieler Ernte-
helfer. „Holzschlägerfirmen
sehen sich seit längerer Zeit
einem intensiven Preisdruck
ausgesetzt. Die Folge ist Kon-
kurrenz von oftmals schlecht

ausgebildeten, häufig schein-
selbstständigen oder auch
unversicherten Holzschlä-
gertrupps“, betont Mair. Das
betreffe vor allem ausländi-
sche Firmen, die im Rahmen
der Entsenderichtlinie arbei-
ten, aber auch einheimische
Firmen, die sich dem starken
Preisdruck ausgesetzt sehen.

Die Grünen, so Mair, wollen
sich deshalb intensiv für die
Verbesserung der Arbeitssitu-
ation von Forstarbeitern ein-
setzen. Es benötige arbeits-
rechtliche Sicherheit, eine

Unfallversicherung, techni-
sche Ausbildung und ordent-
liche Bezahlung.“ Mair sieht
die Gemeinden ebenfalls in
der Pflicht, die die Aufgaben
der Agrargemeinschaften
übernommen haben: „Holz-
schlägerungsarbeiten sollen
nicht nur nach dem Billigst-
bieterprinzip ausgeschrie-
ben werden, die Gemeinden
müssen bei der Vergabe auch
auf soziale und arbeitsrecht-
liche Kriterien achten.“ Eine
zweckmäßigere Verteilung der
Arbeiten übers ganze Jahr sei
zudem notwendig: „Derzeit
werden Schlägerungen haupt-
sächlich im zweiten Halbjahr
ausgeschrieben, wodurch ei-
ne Planung der Arbeiten für
kleinere Tiroler Holzschläger-
firmen schwierig wird.“

Der grüne Klubchef kündigt
deshalb eine Landtagsinitiati-
ve an, um das Bewusstsein für
die Verbesserung der Arbeits-
situation von Forstarbeitern
zu schärfen. Schließlich seien
300 Forstbetriebe Mitglieder
der Wirtschaftskammer und
würden 600 Mitarbeiter be-
schäftigen. „Neben den Ge-
meinden als Substanzverwal-
ter sind die Österreichischen
Bundesforste der größte Auf-
traggeber in Tirol“, appelliert
Mair gleichsam an die Verant-
wortung des Staatsbetriebs.
Den Bundesforsten gehören
21 Prozent des Waldes in Ti-
rol, insgesamt wurden 2015
rund 1,345 Millionen Festme-
ter Holz geschlagen. (pn)

Massive Missstände imWald: Grüner Klubchef Gebi Mair
appelliert an Gemeinden und kündigt Initiativen an.

„Mir tut das Herz
weh, wenn ich sehe,

unter welch schlechten
Bedingungen imWald
gearbeitet wird.“

Gebi Mair/Grüne
(Klubchef) Foto: Böhm

Asfinag macht Druck
für eine dritte Spur

Innsbruck – Schon seit 2015
plant die Autobahngesell-
schaft Asfinag Pilotprojek-
te, um den Verkehrsfluss auf
dem höherrangigen Verkehrs-
netz in den Ballungszentren
zu verbessern. Einer dieser
Hotspots ist der Autobahnab-
schnitt zwischen Innsbruck-
Mitte und Zirl-Ost mit täglich
rund 60.000 Fahrzeugen. In
den Morgen- und Abendstun-
den sind hier die zwei Fahr-
streifen durch Ein- bzw. Aus-
pendler überlastet. In einem
internen Papier der Asfinag
heißt es dazu: „Aufgrund des
hohen Pendlerverkehrs nach
Innsbruck aus dem Tiroler
Oberland, dem westlichen

Mittelgebirge, dem Sellrain-
tal und dem Seefelder Plateau
kommt es am zweistreifigen
Querschnitt zwischen Zirl-Ost
und Innsbruck-West zu Stau-
erscheinungen in den Mor-
genstunden (Richtungsfahr-
bahn Kufstein) sowie in den
Abendstunden (Richtungs-
fahrbahn Bregenz).“

Für die Umsetzung der
baulichen Maßnahmen be-
nötigt es aber eine gewisse
Vorlaufzeit und entsprechen-
de Behördenverfahren. Jetzt
soll es jedenfalls ernst wer-
den. Laut Informationen der
TT könnte noch im heurigen
Frühjahr der Startschuss für
die Verwirklichung des Vorha-

bens erfolgen. Anvisiert wird
das Jahr 2019 für die zeitwei-
se Freigabe des Pannenstrei-
fens. Als begleitende Schritte
müssen u. a. die bestehende
Verkehrsbeeinflussungsan-
lage um zusätzliche Anzeige-
querschnitte erweitert, Pan-
nenbuchten im Abstand von
500 bis 1000 Meter errichtet
und die Aus- und Auffahr-
ten in Innsbruck-Kranebitten
sowie zu den Parkplätzen in
Innsbruck-Sieglanger bzw.
Zirl/Kematen angepasst wer-
den. Sind die Bauarbeiten
abgeschlossen, soll die dritte
Fahrspur Realität werden. Die
Fahrzeuglenker werden dann
über den Status des Pannen-
streifens, ob er befahrbar oder
gesperrt ist, durch Überkopf-
Anzeigen informiert. Für je-
weils rund zwei Stunden er-
folgt die Freigabe.

Im Hintergrund formiert
sich in Tirol allerdings Wi-
derstand. Im Gegensatz zur
Asfinag forciert die Landesre-
gierung das Umsteigen vom
Pkw-Pendeln auf die öffentli-
chen Verkehrsmittel. Die Ta-
rifreform im öffentlichen Ver-
kehr soll das noch attraktiver
machen, die Schnellbahn im
Inntal für eine Entlastung der
Autobahn sorgen. (pn)

Noch im Frühjahr sollen Pläne für Öffnung des Pannen-
streifens zwischen Innsbruck und Zirl präsentiert werden.

Zu den Verkehrsspitzenzeiten am Morgen und am Abend soll der Pannen-
streifen für den Verkehr geöffnet werden. Foto: Böhm

Innsbruck – Die Diskussi-
on über ein Aus für die Lan-
desumlage, die die Gemein-
den an das Land abzuliefern
haben, nimmt Fahrt auf. Für
heuer sind es 64 Millionen Eu-
ro. FPÖ-Chef Markus Abwer-
zger forderte in der Vorwoche
eine gänzliche Abschaffung
der Transferleistungen an das
Land, die SPÖ schlug bereits
vor Jahren eine schrittweise
Senkung der Landesumlage
um 0,5 Prozent bis zur endgül-
tigen Abschaffung vor. SPÖ-
Landesparteivorsitzende Eli-
sabeth Blanik erneuert jetzt
diesen Vorschlag, „weil die
Belastungsgrenze für die Ge-
meinden erreicht ist“.

Die Transferzahlungen an
das Land Tirol würden jähr-
lich steigen, kritisiert Blanik.
Um knapp elf Millionen Eu-
ro sind sie 2015 angestiegen,
365,6 Mio. Euro müssen die
Kommunen an das Land über-
weisen. „Das Land legt den
Rahmen fest, die Gemeinden
können sie dann bezahlen“,
nimmt Blanik auch Gemein-

deverbandspräsident Ernst
Schöpf (VP) in die Pflicht. Es
nütze nichts, wenn der Ge-
meindeverband sich zuerst
mit dem Land einige, aber
dann die Umsetzung kritisie-
re. Neben der Streichung der
Landesumlage verlangt Blanik
auch ein Einfrieren der Trans-
ferzahlungen. „Damit sie nicht
weiter anwachsen.“ Und noch
etwas merkt die SPÖ-Chefin
und Lienzer Bürgermeisterin
an: „Die rund 100 Millionen
Euro aus dem Gemeindeaus-
gleichsfonds werden aufgrund

der Landesumlage zu mehr als
60 Prozent von den Gemein-
den selbst finanziert.“

Apropos Gemeindeaus-
gleichsfonds: Einmal mehr
verlangt die Oppositionspoli-
tikerin eine objektive Vergabe
der Mittel an die Gemeinden.
„Es muss endlich transparent
und nachvollziehbar gemacht
werden, wofür es die Förde-
rungen gibt.“

Gemeindereferent LR Jo-
hannes Tratter (VP) lässt die-
se Kritik nicht auf sich sitzen.
„Finanzschwache Gemein-
den profitieren davon, derzeit
prüft der Rechnungshof wie-
der die Vergabe.“ Den Ambi-
tionen von SPÖ und FPÖ, die
Landesumlage abzuschaffen,
kann Tratter wenig abgewin-
nen. Er erinnert daran, dass
sie seinerzeit als Ausgleich
für die Grundsteuer einge-
führt worden sei, die jetzt die
Gemeinden einheben.

Kommunen unter 1000 Ein-
wohnern müssen übrigens
jährlich rund 70.000 Euro
Landesumlage zahlen. (pn)

SP und FP gegen Landesumlage

Blanik: Die Belastungsgrenze für
die Gemeinden ist erreicht. Foto: Böhm


